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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Februar 1960 

6 — 70002 — 2291/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über eine Schlacht- 
gewichtsstatistik 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1), 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 4. Dezember 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über eine Schlachtgewichtsstatistik 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

über die Lebendgewichte und Schlachtgewichte 
der Schlachttiere für gewerbliche Schlachtungen 
wird eine Bundesstatistik (Schlachtgewichtsstatistik) 
durchgeführt. 

§ 2 

(1) Lebendgewicht im Sinne dieses Gesetzes ist 
bei Rindern, Kälbern, Schweinen und Schafen das 
nach § 8 des Vieh- und Fleischgesetzes vom 25. April 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 272), bei Pferden das auf 
einer amtlichen Waage innerhalb eines Schlacht- 
viehgroßmarkts, Schlachtviehmarkts oder Schlacht- 
hofs ermittelte Gewicht. 

(2) Schlachtgewicht im Sinne dieses Gesetzes ist 
das Gewicht des geschlachteten und ausgeweideten 
Tieres ausschließlich der Haut, des Kopfes vom er- 
sten Halswirbel ab und der im Karpal- oder Tarsal- 
gelenk ausgelösten Gliedmaßen, jedoch einschließ- 
lich der Nieren, des Nierenfetts, bei Schweinen auch 
der Haut, des Kopfes und der Flomen. 

§ 3 

(1) Die Erhebungen über die Lebendgewichte wer- 
den auf den Schlachtviehgroßmärkten sowie den 
Schlachtviehmärkten durchgeführt, für die die ober- 
sten Landesbehörden nach § 15 des Vieh- und 
Fleischgesetzes die Anwendung der Vorschriften 
über Marktschlußscheine und über amtliche Notie- 
rung angeordnet haben. 

(2) Die Erhebungen erfassen monatlich das Ge- 
samtlebendgewicht und die Stückzahl der auf den 
in Absatz 1 bezeichneten Märkten aufgetriebenen 
Rinder, Kälber, Schweine und Schafe, aufgegliedert 
nach Handelsklassen, sowie der auf diesen Märkten 
aufgetriebenen Pferde. 

§ 4 

(1) Die Erhebungen über die Schlachtgewichte 
werden auf Schlachthöfen durchgeführt, denen ein 
Großmarkt im Sinne von § 3 des Vieh- und Fleisch- 
gesetzes angeschlossen ist. Befinden sich in einem 
Land mehrere solcher Schlachthöfe, so bestimmt die 


I zuständige Landesbehörde den Schiachthof, auf dem 
i die Erhebung durchgeführt wird. 

j (2) Die Erhebungen erfassen alle drei Jahre, be- 
i ginnend 1960, an einem Schlachttag im Monat Mai 
j das Lebendgewicht und das Schlachtgewicht der ge- 
I schlachteten Tiere, und zwar jeweils 

im 1. Jahr bei Rindern, 

im 2. Jahr bei Schweinen, 

im 3. Jahr bei Kälbern, Schafen und Pferden. 

Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung 
im Benehmen mit dem Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten bestimmen, daß 
nur ein Teil der geschlachteten Tiere zu erfassen 
ist, wenn dies für die Erzielung zuverlässiger Er- 
gebnisse ausreicht. 

(3) Die Gewichte der Rinder, Kälber, Schweine 
und Schafe werden nach Handelsklassen aufgeglie- 
dert. 

§ 5 

(1) Auskunftspflichtig sind die Eigentümer der 
Schlachttiere zur Zeit der Gewichtsfeststellung sowie 
die Leiter der Großmärkte, Schlachtviehmärkte und 
Schlachthöfe. 

(2) Die Eigentümer der Schlachttiere sind ver- 
pflichtet, den mit der Durchführung der Erhebungen 
betrauten Personen auf Anforderung die Markt- 
schlußscheine (§ 10 des Vieh- und Fleischgesetzes) 
vorzulegen. 

§ 6 

Die Befugnis der Bundesregierung, Rechtsverord- 
nungen nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Sta- 
tistik für Bundeszwecke vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1314) zu erlassen, bleibt unbe- 
rührt. 

§ 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 8 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
1 düng in Kraft. 
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Begründung 


L Allgemeines 

Durch die Schlachtgewichtsstatistik werden durch- 
schnittliche Schlachtgewichte von Rindern (Bullen, 
Ochsen, Kühen, Färsen), Kälbern, Schweinen, Scha- 
fen und Pferden ermittelt. Sie werden benötigt zur 
Berechnung des Fleischanfalls aus inländischer Er- 
zeugung. Dieser ergibt sich aus der Multiplikation 
der Zahl der geschlachteten Tiere und dem durch- 
schnittlichen Schlachtgewicht je Tier. 

Das durchschnittliche Schlachtgewicht wird mit 
Hilfe feststehender Ausbeutesätze aus dem Lebend- 
gewicht errechnet. Dieses liegt außer bei Pferden 
bereits auf Grund der nach § 8 des Vieh- und 
Fleischgesetzes vorgeschriebenen amtlichen Ver- 
wiegung vor. Da auch die auf den Schlachtviehmärk- 
ten aufgetriebenen Pferde — deren Zahl nur gering 
ist — üblicherweise verwogen werden, sind für die 
Schlachtgewichtsstatistik — abgesehen von Verwie- 
gungen zur Überprüfung der Ausbeulesätze (§ 4) — 
keine besonderen Gewichtsfeststellungen, sondern 
nur Meldungen erforderlich. 

Die für die Berechnung des Fleischanfahs benötig- 
ten Zahlen der geschlachteten Tiere werden im Rah- 
men der Schlachtungsstatistik, einer sogenannten 
Sekundärstatistik, die bei der Durchführung des 
Fleischbeschaugesetzes anfällt — vgl. Bekannt- 
machung vom 2. November 1940 (Reichsministe- 
rialbl. S. 433) — festgestellt. 

Die Schlachtgewichtsstatistik wird seit 1906 auf 
Grund freiwilliger Angaben durchgeführt. Für ihre 
Fortführung bedarf cs nach Ablauf der Übergangs- ' 
trist gemäß § 16 StatGes in der Fassung des Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke vom 15. Juli 1957 
(BGBl. I S. 721) einer Rechtsgrundlage. 

Die laufende Feststellung des Fleischanfalls ist für 
verschiedene Zwecke unentbehrlich: Wegen der gro- 
ßen Bedeutung der Schlachtvieherzeugung für die 
Landwirtschaft und wegen der starken jahreszeit- 
lichen Schwankungen ist eine laufende Beobachtung 
der Erzeugung notwendig, um jederzeit Maßnahmen 
zur Sicherung des Absatzes von Schlachtvieh und 
der Versorgung mit Fleisch treffen zu können. Ins- 
besondere muß die Einfuhr möglichst kurzfristig der 
Nachfrage angepaßt werden können, um Preis- 
schwankungen für Schlachtvieh und Fleisch in engen 
Grenzen zu halten. Auch für die Aufstellung des 
Versorgungspians nach § 2 des Vieh- und Fleisch- 
gesetzes ist es erforderlich, die Entwicklung des 
Fleischanfalls zu kennen. Nach dieser Vorschrift 
muß jährlich für das kommende Wirtschaftsjahr im 
Rahmen einer Versorgungsübersicht veranschlagt 
werden, welche Mengen Vieh und Fleisch aus der 
inländischen Erzeugung zur Verfügung stehen und 
welche aus Einfuhren zur Deckung des' Bedarfs be- 
nötigt werden. Auch diese Versorgungsübersicht 
muß laufend entsprechend der Marktentwicklung 
überprüft und gegebenenfalls berichtigt werden, i 


Außerdem ist die Kenntnis der Fleischerzeugung 
notwendig für die Berechnung der Nahrungsmittel- 
produktion und der Verkaufserlöse der Landwirt- 
schaft. Für die zu den genannten Zwecken erforder- 
lichen kurzfristigen Übersichten über die Entwick- 
lung bedarf es einer monatlichen Feststellung des 
Fleischanfalls und dazu auch der durchschnittlichen 
Schlachtgewichte. 

Aus Ersparnisgründen wird die Statistik nur bei 
einer beschränkten Zahl von Schlachtviehmärkten 
durchgeführt. 


I 11. Im einzelnen 

§ 1 gibt den allgemeinen Gegenstand der Statistik 
an. Die Erhebungen beschränken sich auf gewerb- 
liche Schlachtungen, da für die Ermittlung durch- 
schnittlicher Schlachtgewichte bei Hausschlachtungeii 
kein Bedürfnis besteht. 

In § 2 werden die Begriffe „Lebendgewicht" und 
i „Schlachtgewicht" definiert. 

Nach § 3 wird der Umfang der Erhebungen über die 
Lebendgewichte nach Vieharten und Schlachtvieh- 
märkten abgegrenzt. Um möglichst zuverlässige Er- 
gebnisse zu erhalten, werden die Erhebungen nur 
an solchen Schlachtviehmärkten durchgeführt, bei 
denen das Schlachtvieh nach Handelsklassen einge- 
reiht wird. Dies sind nach § 13 dos Vieh- und 
Floischgesetzes die Großmärkte und nach § 15 des 
Vieh- und Fleischgesetzes in Verbindung mit § 7 
der Schlachtvieh-Handelsklassen- und Notierungs- 
Verordnung vom 2. Mai 1951 (BAnz. Nr. 90 vom 
12. Mai 1951) diejenigen Schlachtviohmärkte, bei 
denen die oberste Landesbehörde die Anwendung 
der Vorschriften über die „amthehe Nütierung" an- 
geordnet hat. 

Die auf den ausgewählten Märkten festgestellten 
Lebendgewichte werden in den Statistischen Landes- 
ämtern nach Ausbeutesätzen auf Schlachtgewicht 
umgerechnet. Die so für jede Tierart ermittelten 
durchschnittlichen Schlachtgewichte werden als re- 
präsentativ für sämtliche Schlachtungen in den Län- 
dern und im Bundesgebiet angesehen und für die 
Berechnung des Fleischanfalls aus inländischer Er- 
zeugung verwendet. 

§ 4 : Die derzeit angewandten Ausbeutesätze be- 
ruhen auf Feststellungen in der Kriegszeit. Sie bil- 
deten während der Bewirtschaftung die Grundlage 
für die Bewertung der Schlachttiere bei der Abrech- 
nung. An diesen Ausbeutesätzen wurde daher zu- 
nächst unverändert festgehalten. Erst nachdem die 
Märkte längere Zeit voll beliefert waren und sich 
im Verbrauch allgemein höhere Ansprüche durch- 
gesetzt hatten und dadurch nach und nach in der 
Bewertung des Schlachtviehs sowie in seiner Ein- 
stufung nach Handelsklassen Verschiebungen ein- 
I getreten waren, wurde es erforderlich, die Aus- 
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beutesätze im Hinblick auf etwaige Änderungen zu 
überprüfen. Obwohl ein solches Bedürfnis bereits 
in den letzten Jahren bestand, wurde die von Sach- 
verständigen angeregte Überprüfung bis zur Vor- 
bereitung der Rechtsgrundlage für die Schlacht- 
gewichtsstatistik zurückgestellt. Die Ausbeutesätze 
werden sich in Anpassung der Ausmästung der 
Tiere an die wechselnde Nachfrage der Verbraucher 
auch weiterhin ändern. Daher ist eine periodische 
Überprüfung der Ausbeutesätze vorgesehen. Ein 
dreijähriger Turnus wird für ausreichend gehalten. 
Er erscheint erforderlich, um auch bei stärkeren Ver- 
änderungen in der Bewertung der Schlachttiere zu- 
verlässige Ausbeutesätze zu gewährleisten. 

Für diesen Zweck werden neben den Lebendgewich- 
ten auch die Schlachtgewichte — bei Rindern, Käl- 
bern, Schweinen und Schafen nach Handelsklassen 
unterteilt — an einem Schlachttag festgestellt. Die 
Feststellung beschränkt sich in jedem Land auf 
einen Schlachthof, dem ein Schlachtviehgroßmarkt 
angeschlossen ist. Da ein solcher in Schleswig-Hol- 
stein und im Saarland nicht besteht, werden die Er- 
hebungen nach § 4 in diesen Ländern nicht durch- 
geführt. 

Zur Arbeitserleichterung und Kostenersparnis ist 
außerdem vorgesehen, daß die Gewichtsfeststellung 
jeweils im ersten Jahr bei Rindern, im zweiten Jahr 
bei Schweinen und im dritten bei Kälbern, Schafen 
und Pferden erfolgt. Weiterhin können die Länder 
im Benehmen mit dem Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten die Gewichtsfest- 
stellungen bis zu dem Umfang einschränken, der die 
Erzielung zuverlässiger Ergebnisse noch gewähr- 
leistet. 

§ 5 bestimmt den Kreis der Auskunftspflichtigen und 
den Umfang ihrer Verpflichtungen. 


^ § 6: Der vorliegende Gesetzentwurf enthält einMin- 
^ desprogramm, das nur die zur Zeit als notwendig 
i anerkannten Dauererhebungen nach § 6 Abs. 1 
; StatGes anordnet. § 6 soll klarstellen, daß die Bun- 
I desregierung neben den Erhebungen nach diesem 
i Gesetz berechtigt ist, ergänzende Erhebungen durch 
' Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 2 StatGes anzuord- 
nen, wenn die besonderen Voraussetzungen der ge- 
nannten Ermächtigungsvorschrift erfüllt sind. Zur 
Zeit sind zwar solche ergänzende Erhebungen nicht 
in Aussicht genommen. Die vorsorgliche Klar- 
stellung der Rechtslage durch eine besondere Vor- 
schrift ist jedoch notwendig, weil der Bundesrat in 
seiner 185. Sitzung am 29. November 1957 bei Be- 
I handlung der Verordnung über Nachprüfung der 
Viehzählung (BR-Drucks. Nr. 303/57) im Zusammen- 
hang mit dem Viehzählungsgesetz vom 18. Juni 1956 
(BGBl. I S. 522) die Anordnung ergänzender Er- 
hebungen auf Grund von § 6 Abs. 2 StatGes für 
unzulässig gehalten hat. Entsprechende Vorschriften 
über eine Ermächtigung der Bundesregierung zum 
Erlaß ergänzender Rechtsverordnungen sind bereits 
in das Gesetz über Bodennutzungserhebung und 
Ernteberichterstattung vom 3. Dezember 1958 (BGBl. I 
! S. 895) und in das Gesetz zur Änderung des Vieh- 
j Zählungsgesetzes vom 3. Dezember 1958 (BGBl. I 
j S. 897) aufgenommen worden. 


III. Kosten 

Die Schlachtgewichtsstatistik gehört seit langem zum 
laufenden Arbeitsprogramm des Statistischen Bun- 
desamtes und der Statistischen Landesämter. Die 
Mittel sind deshalb in den Haushalten von Bund 
und Ländern bereits enthalten. Zusätzliche Haus- 
haltsmittel werden nicht benötigt. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 4. Dezember 1959 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 13. November 1959 — 6 - 70002 - 
4615/59 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 212. Sitzung am 4. Dezember 1959 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über eine Schlacht- 
gewichtsstatistik 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 


Dr. Röder 
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Anlage 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 

In § 1 ist das Wort „Schlachttiere" durch die 
Worte „Rinder, Kälber, Schweine und Schafe" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Der Auftrieb an Pferden ist so gering, daß auf 
eine Statistik verzichtet werden kann. 

2. Zu § 2 

§ 2 Abs. 1 ist wie folgt zu ändern: 

„(1) Lebendgewicht im Sinne dieses Gesetzes 
ist das nach § 8 des Vieh- und Fleischgesetzes 
vom 25. April 1951 (Bundesgesetzbi. I S. 272) er- 
mittelte Gewicht." 

Begründung 

Vergleiche die Begründung zu Nr. 1. 

3. Zu § 3 

a) § 3 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen; 

„(1) Die Erhebungen über die Lebend- 
gewichte werden auf den Schlachtviehgroß- 
märkten sowie den Schlachtviehmärkten 
durchgeführt, für die nach § 15 des Vieh- und 
Fleischgesetzes die Anwendung der Vor- 
schriften über Marktschlußscheine und über 
amtliche Notierung angeordnet ist." 

Begründung 

Durch die Bezugnahme auf § 15 des Vieh- und 
Fleischgesetzes ist geklärt, welche Landes- 
behörden zuständig sind. 


b) ln § 3 Abs. 2 ist der letzte Satzteil „sowie der 
auf diesen Märkten aufgetriebenen Pferde" 
zu streichen. 

Begründung 

Vergleiche die Begründung zu Nr. 1. 

4. Zu § 4 

§ 4 Abs. 2 Satz 1 ist wie folgt zu ändern: 

„(2) Die Erhebungen erfassen alle sechs Jahre, 
beginnend 1960, in drei aufeinanderfolgenden 
Jahren, an einem Schlachttag im Monat Mai das 
Lebendgewicht und das Schlachtgewicht der ge- 
schlachteten Tiere, und zwar jeweils 

im 1. Jahr bei Rindern, 

im 2. Jahr bei Schweinen, 

im 3. Jahr bei Kälbern und Schafen." 

Begründung 

Es genügt, wenn die Erhebung alle 6 Jahre er- 
folgt. Dadurch werden zugleich Verwaltungs- 
arbeit und Kosten erspart. 

Im übrigen vgl. die Begründung zu Nr. 1. 

5. Zu § 6 

§ 6 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Schlachtgewichtsstdtistik hat durch den hier 
vorgelegten Gesetzentwurf ihre endgültige Rege- 
lung gefunden. Eine unkontrollierte Ausweitung 
dieser Statistik im Wege der Rechtsverordnung 
ist zu vermeiden. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates zu Punkt 1 bis 4 zu. 

Sie widerspricht jedoch dem Vorschlag zu Punkt 5, 
den § 6 zu streichen. Diese Bestimmung ist, wie in 
der Begründung zum Gesetzentwurf näher darge- 
legt ist, zur Klarstellung erforderlich. Die Ausschöp- 
fung der in § 6 Abs. 2 StatGes enthaltenen Er- 
mächtigung, eine Rechtsgrundlage zur statistischen 
Erhebung neuer Tatbestände zu schaffen, muß der 
Bundesregierung schon im Interesse der vereinfach- 
ten Rechtsetzung Vorbehalten bleiben und könnte 
rechtlich auch nur durch eine ausdrückliche Ände- 
rung des § 6 StatGes ausgeschlossen werden. Es 
ist auch nicht einzusehen, wie hierdurch eine un- 
kontrollierte Ausweitung der Statistik eintreten 
könnte; denn die Verordnungen nach § 6 Abs. 2 
StatGes bedürfen nach Artikel 80 Abs. 2 GG der 
Zustimmung des Bundesrates. 
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